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Drucksache IV/2223 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. April 1964 

8 ^ 65304 — 5280/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Zollgesetzes 


nebst Anlage und Begründung mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 24. April 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

In § 77 Abs. 3 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
vom 25. März 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 245) wird 
folgende Nummer 7 angefügt: 

„7. insoweit ändern, als es nach dem Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Türkei vom 12. September 1963 (Bundesge- 
setzbl. 1964 II S. . . . ) und den in der Schluß- 
akte aufgeführten Zusatzdokumenten zur Durch- 
führung des Abkommens erforderlich ist." 


Artikel 2 
§ 1 

Der in der Anlage rot schraffierte Gebietsteil 
des Freihafens Hamburg — Freihafenteil Walters- 
hof — wird in das Zollgebiet einbezogen. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das in der Anlage grün 
schraffierte Gebiet aus dem Zollgebiet auszuschlie- 
ßen und in den Freihafen Hamburg — Freihafen- 
teil Waltershof — ■ einzubeziehen, soweit es die 
wirtschaftliche Entwicklung erfordert. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Artikel 2 dieses Gesetzes tritt am 1. Juni 1965 
in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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Drucksache IV/2223 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Türkei sieht mit seinem Inkrafttreten u. a. 
zollbegünstigende Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
der EWG zugunsten der Türkei vor (vgl. Artikel 2 
des Vorläufigen Protokolls). Nach Artikel 32 des 
Abkommens tritt es am ersten Tage des zweiten auf 
den Austausch der Ratifikationsurkunden und der 
Notifizierungsakte folgenden Monats in Kraft. Falls 
das Abkommen in den beteiligten Staaten zügig 
ratifiziert werden sollte, muß daher die Bundesre- 
gierung in unmittelbarem Anschluß an die Verab- 
schiedung des Zustimmungsgesetzes zu dem Ab- 
kommen in die Lage versetzt werden, kurzfristig die 
für die Bundesrepublik entstandenen Verpflichtun- 
gen — u. a. zur Einräumung von Zollkontingenten — 
zu erfüllen. Diese Möglichkeit soll die Ermächtigung 
im Zollgesetz schaffen. 

Zu Artikel 2 

Ein größeres Industrieunternehmen im Freihafen- 
teil Waltershof des Freihafens Hamburg arbeitet 
im wesentlichen für den Inlandsbedarf und hat ge- 
beten, aus dem Freihafen ausgegliedert und in das 
Zollgebiet einbezogen zu werden. Die Freie und 
Hansestadt Hamburg hat deshalb vorgeschlagen, 
daß Gelände dieses Betriebes sowie zwischen die- 
sem Gelände und dem Zollgebiet liegende Verkehrs- 
anlagen aus dem Freihafen auszugliedern. Durch 
die Einbeziehung dieses Geländes in das Zollgebiet 
wird eine wesentliche Vereinfachung und Erleichte- 
rung für Verwaltung und Wirtschaft erzielt. 

Andererseits sieht die Freie und Hansestadt Ham- 
burg vor, das Hafengelände mit Rücksicht auf die 
Entwicklung von Wirtschaft und Verkehr zu erwei- 


tern und zusätzliche Hafenbecken auszubauen. Da 
die neuen Hafenanlagen ein harmonisches Ganzes 
mit dem vorhandenen Hafen bilden sollen, erstrebt 
die Freie und Hansestadt Hamburg, daß diese neuen 
Anlagen nach ihrer Fertigstellung in den Freihafen 
einbezogen werden, soweit es die wirtschaftliche 
Entwicklung erfordert. 

Wenn es sich danach auch bei diesen beiden Maß- 
nahmen im Ergebnis nur um einen Flächenaustausch 
handelt, so gehen doch die vorgesehenen Änderun- 
gen des Hamburger Freihafens sowohl ihrem Um- 
fang wie auch ihrer wirtschaftlichen Bedeutung nach 
über die Änderung hinaus, die der Bundesminister 
der Finanzen auf Grund von § 86 Abs. 2 des Zoll- 
gesetzes durch Rechtsverordnung vornehmen kann. 
Es bedarf dazu vielmehr eines Gesetzes. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Verlegung der Freihafengrenze kann erst dann 
wirksam werden, wenn die baulichen Maßnahmen 
abgeschlossen sind. 


Die durch die Ausführung des § 1 in Artikel 2 dieses 
Gesetzes entstehenden Kosten werden zum Teil 
von der Freien und Hansestadt Hamburg, zum Teil 
von dem auszugliedernden Unternehmen getragen. 
Im übrigen werden Bund, Länder und Gemeinden 
durch die Ausführung dieses Gesetzes nicht mit 
Kosten belastet. 
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